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Die aufgehobenen Bestimmungen zum Abzahlungsvertrag

Alte OR-Bestimmungen

Art. 226a   1. Begriff, Form und Inhalt
1
 Beim Kauf auf Abzahlung verpflichtet sich der Verkäufer, dem Käufer eine bewegliche Sache vor der Zahlung

des Kaufpreises zu übergeben, und der Käufer, den Kaufpreis in Teilzahlungen zu entrichten.
2
 Der Abzahlungsvertrag bedarf zu seiner Gültigkeit der schriftlichen Form. Wird er vom Verkäufer gewerbsmässig

abgeschlossen, so hat er folgende Angaben zu enthalten:

1. den Namen und den Wohnsitz der Parteien;

2. den Gegenstand des Kaufes;

3. den Preis bei sofortiger Barzahlung;

4. den Teilzahlungszuschlag in Franken;

5. den Gesamtkaufpreis;

6. jede andere dem Käufer obliegende Leistung in Geld oder Waren;

7. die Höhe und Fälligkeit der Anzahlung und der Raten sowie deren Zahl;

8. das Recht des Käufers, innert fünf Tagen den Verzicht auf den Vertragsabschluss zu erklären;

9. die allfällige Vereinbarung eines Eigentumsvorbehaltes oder einer Abtretung der Kaufpreisforderung;

10. den bei der Stundung oder beim Verzug geforderten Zins;

11. den Ort und das Datum der Vertragsunterzeichnung.
3
 Werden der Kaufgegenstand, die Höhe der Anzahlung, der Barkaufpreis oder der Gesamtkaufpreis nicht ange-

geben, so ist der Vertrag ungültig, ebenso wenn er das Recht des Käufers, unter den in Artikel 226c genannten
Bedingungen auf den Abschluss zu verzichten, nicht aufführt.

Art. 226b   2. Zustimmung des Ehegatten bzw. des gesetzlichen Vertreters
1
 Ist der Käufer verheiratet, so bedarf der Abzahlungsvertrag zu seiner Gültigkeit der schriftlichen Zustimmung

des Ehegatten, falls die Ehegatten einen gemeinsamen Haushalt führen und die Verpflichtung 1000 Franken
übersteigt.
2
 Ist der Käufer minderjährig, so bedarf der Abzahlungsvertrag zu seiner Gültigkeit der schriftlichen Zustimmung

des gesetzlichen Vertreters.
3
 Die Zustimmung ist in beiden Fällen spätestens bei der Unterzeichnung des Vertrages durch den Käufer abzuge-

ben.

Art. 226c   3. Inkrafttreten, Verzichtserklärung
1
 Der Abzahlungsvertrag tritt für den Käufer erst fünf Tage nach Erhalt eines beidseitig unterzeichneten Vertrags-

doppels in Kraft. Innerhalb dieser Frist kann der Käufer dem Verkäufer schriftlich seinen Verzicht auf den Ver-
tragsabschluss erklären. Ein im voraus erklärter Verzicht auf dieses Recht ist unverbindlich. Die Postaufgabe der
Verzichtserklärung am letzten Tag der Frist genügt.
2
 Liefert der Verkäufer vor Ablauf der in Absatz 1 genannten Frist, so darf der Käufer die Kaufsache nur zur übli-

chen Prüfung benützen, ansonst der Vertrag in Rechtskraft erwächst.
3
 Verzichtet der Käufer auf den Vertragsabschluss, so darf von ihm kein Reugeld verlangt werden.

 Art. 226d    4. Rechte und Pflichten der Parteien   a. Anzahlungspflicht und Vertragsdauer
1
 Der Käufer ist verpflichtet, spätestens bei der Übergabe der Kaufsache mindestens einen Fünftel des Barkauf-

preises zu bezahlen und die Restschuld innerhalb von zweieinhalb Jahren seit Vertragsabschluss zu tilgen.



2
 Der Bundesrat wird ermächtigt, in einer Verordnung 38 die gesetzliche Mindestanzahlung je nach der Art des

Kaufgegenstandes bis auf 10 Prozent des Barkaufpreises herabzusetzen oder bis auf 35 Prozent zu erhöhen und
die gesetzliche Höchstdauer des Vertrages bis auf anderthalb Jahre zu verkürzen oder bis auf fünf Jahre zu ver-
längern.
3
 Leistet der Verkäufer, ohne die volle gesetzliche Mindestanzahlung erhalten zu haben, so verliert er den An-

spruch auf den nicht geleisteten Teil derselben. Jede Abrede, wonach Teilzahlungen erst nach Ablauf der gesetzli-
chen Höchstdauer des Vertrages zu leisten sind, ist ungültig, es sei denn, sie erfolge, weil sich die wirtschaftliche
Lage des Käufers seit Vertragsabschluss wesentlich zu dessen Ungunsten verändert hat.
4
 Erhöhungen des Kaufpreises zum Ausgleich eines Verzichts auf die Anzahlung sind ungültig.

Art. 226f   c. Einreden des Käufers
1
 Der Käufer kann auf das Recht, seine Forderungen aus dem Abzahlungsvertrag mit den Forderungen des Ver-

käufers zu verrechnen, nicht im voraus verzichten.
2
 Die Einreden des Käufers hinsichtlich der Kaufpreisforderung können bei einer Abtretung weder beschränkt noch

aufgehoben werden.

Art. 226g   d. Barauskauf

Der Käufer kann die Restschuld jederzeit durch eine einmalige Zahlung begleichen, sofern er hiefür keine Akzepte
begeben hat. Zuschläge jeder Art zum Barkaufpreis, die nach der Dauer des Vertrages bemessen werden, sind
entsprechend der Verkürzung der Vertragsdauer um mindestens die Hälfte zu ermässigen.

Art. 226h   5. Verzug des Käufers   a. Wahlrecht des Verkäufers
1
 Befindet sich der Käufer mit der Anzahlung im Verzug, so ist der Verkäufer nur berechtigt, entweder die Anzah-

lung zu fordern oder vom Vertrag zurückzutreten.
2
 Befindet sich der Käufer mit Teilzahlungen im Verzug, so kann der Verkäufer entweder die fälligen Teilzahlungen

oder den Restkaufpreis in einer einmaligen Zahlung fordern oder vom Vertrag zurücktreten. Den Restkaufpreis
fordern oder vom Vertrag zurücktreten kann er jedoch nur, wenn er sich dies ausdrücklich vorbehalten hat und
wenn der Käufer sich mit wenigstens zwei Teilzahlungen, die zusammen mindestens einen Zehntel des Gesamt-
kaufpreises ausmachen, oder mit einer einzigen Teilzahlung, die mindestens einen Viertel des Gesamtkaufpreises
ausmacht, oder mit der letzten Teilzahlung im Verzug befindet.
3
 Der Verkäufer hat dem Käufer eine Frist von mindestens 14 Tagen zu setzen, bevor er den Restkaufpreis for-

dern oder den Rücktritt erklären kann.

Art. 226i   b. Rücktritt
1
 Tritt der Verkäufer beim Verzug des Käufers nach der Lieferung der Kaufsache vom Vertrag zurück, so ist jeder

Teil verpflichtet, die empfangenen Leistungen zurückzuerstatten. Der Verkäufer hat überdies Anspruch auf einen
angemessenen Mietzins und eine Entschädigung für ausserordentliche Abnützung der Sache. Er kann jedoch nicht
mehr fordern, als er bei der rechtzeitigen Erfüllung des Vertrages erhielte.
2
 Tritt der Verkäufer zurück, bevor die Kaufsache geliefert ist, so kann er vom Käufer nur einen angemessenen

Kapitalzins sowie Ersatz für eine seit Vertragsabschluss eingetretene Wertverminderung der Kaufsache beanspru-
chen. Eine allfällige Konventionalstrafe darf 10 Prozent des Barkaufpreises nicht übersteigen.

Art. 226k   c. Stundung durch den Richter

Befindet sich der Käufer im Verzug, so ist der Richter befugt, ihm Zahlungserleichterungen zu gewähren und dem
Verkäufer die Rücknahme der Kaufsache zu verweigern, wenn der Käufer Gewähr dafür bietet, dass er seine
Verpflichtungen erfüllen wird, und dem Verkäufer aus der Neuregelung kein Nachteil erwächst.

Art. 226m   7. Geltungsbereich
1
 Die vorstehenden Bestimmungen gelten für alle Rechtsgeschäfte und Verbindungen von solchen, insbesondere

für Miet-Kauf-Verträge, soweit die Parteien damit die gleichen wirtschaftlichen Zwecke wie bei einem Kauf auf
Abzahlung verfolgen, gleichgültig, welcher Rechtsform sie sich dabei bedienen.
2
 Diese Vorschriften sind sinngemäss anzuwenden für die Gewährung von Darlehen zum Erwerb beweglicher

Sachen, wenn der Verkäufer dem Darleiher die Kaufpreisforderung mit oder ohne Eigentumsvorbehalt abtritt oder



wenn Verkäufer und Darleiher in anderer Weise zusammenwirken, um dem Käufer die Kaufsache gegen eine
nachträgliche Leistung des Entgeltes in Teilzahlungen zu verschaffen. Der Darlehensvertrag hat insbesondere die
in Artikel 226a Absatz 2 genannten Angaben zu enthalten, jedoch anstelle des Bar- und des Gesamtkaufpreises-
den Nennwert und den Gesamtbetrag des Darlehens anzuführen.
3
 Barkäufe in Verbindung mit Teilzahlungsdarlehen unterstehen nicht den Vorschriften über den Abzahlungsver-

trag, wenn die gesetzliche Mindestanzahlung beim Darleiher geleistet und der Barkaufpreis ohne Zuschlag beim
Kaufabschluss getilgt wird.
4
 Ist der Käufer im Handelsregister als Firma oder als Zeichnungsberechtigter einer Einzelfirma oder einer Han-

delsgesellschaft eingetragen, oder bezieht sich der Kauf auf Gegenstände, die nach ihrer Beschaffenheit vorwie-
gend für einen Gewerbebetrieb oder vorwiegend für berufliche Zwecke bestimmt sind, oder betragen der Ge-
samtkaufpreis höchstens 200 Franken und die Vertragsdauer höchstens sechs Monate, oder ist der Gesamtkauf-
preis in weniger als vier Teilzahlungen, die Anzahlung inbegriffen, zu begleichen, so finden nur die Artikel 226h
Absatz 2, 226i Absatz 1 und 226k Anwendung.

Verordnung über die Mindestanzahlung und die Höchstdauer
beim Abzahlungsvertrag
vom 23. April 1975

Der Schweizerische Bundesrat, gestützt auf Artikel 226d Absatz 2 des Obligationenrechts, verordnet:

Art. 1

Beim Abzahlungsvertrag beträgt die Mindestanzahlung 30 Prozent des Barkaufpreises, die Höchstdauer 24 Mo-
nate. Vorbehalten bleibt Artikel 2.

Art. 2
1 Bei Möbeln betragen diese Ansätze 25 Prozent des Barkaufpreises und 30 Monate.
2 Unter Möbeln im Sinne von Absatz 1 sind Zimmereinrichtungsgegenstände wie Tische, Stühle, Schränke und
Betten zu verstehen; nicht darunter fallen namentlich Klaviere und Flügel, ebensowenig Radio- und Fernsehap-
parate oder Plattenspieler sowie Möbel, die ausschliesslich oder vorwiegend dem Einbau solcher Geräte dienen.
3 Die Ansätze von Absatz 1 gelten auch für Kochherde, nicht dagegen für zusätzliche Ausrüstungsgegenstände
und Kombinationen mit anderen Haushaltgeräten.


